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Rutz, Daniel

Von: Rolf.Bussmann2@strassen.nrw.de
Gesendet: Dienstag, 14. November 2017 07:50
An: Rutz, Daniel
Cc: Thomas.Frohn@strassen.nrw.de
Betreff: Beteiligung am B-Plan 55 (Aufhebung), dem B-Plan 1o5 (Planentwurf) sowie 

der 7. Änderung des FNP für den Bereich "Niedergaul" gem. § 4 Abs. 2 
BauGB.  

Wichtigkeit: Hoch

Sehr geehrter Herr Rutz, 

 

das o. g. Plangebiet grenzt im Westen an den Abschnitt 28 der L 284, Ortsdurchfahrt sowie im Süden an den 

Abschnitt 16 der L 3o2, ebenfalls Ortsdurchfahrt. 

Somit sind wesentliche Belange der Straßenbauverwaltung betroffen. 
Aus straßenbaulicher Sicht bestehen allerdings keine grundsätzlichen Bedenken gegen die Ausweisungen der 

Bauleitplanung der Hansestadt Wipperfürth. 

 

Sollten jedoch aufgrund der verkehrlichen Entwicklung, verursacht durch das Vorhaben, im Laufe der kommenden 5 

Jahre bauliche Änderungen an den klassifizierten Straßen notwendig werden (z. B. die Aufstellung einer LSA, 

Änderungen an Entwässerungseinrichtungen etc.) gehen diese alleine zu Lasten des Vorhabenträgers 

(Verursacherprinzip). 

 

 

Festsetzungen zum Lärmschutz gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB 

 

•        Das Plangebiet unterliegt einer Lärmbelastung durch den Verkehr auf den angrenzenden Landesstraßen. 

Notwendige Schutzmaßnahmen hat die Stadt in Eigenverantwortung durchzuführen bzw. im Plan 

festzusetzen. Ein bepflanzter Geländestreifen entlang der Straßen reicht als Lärmschutz nicht aus. 

 

•         Unter Hinweis auf § 9 (1) Nr. 24 BauGB bitte ich im Bebauungsplan festzusetzen, dass bei der Errichtung von 

baulichen Anlagen aufgrund von Verkehrslärm (der L – Straße) passive Maßnahmen zum Schutz gegen die 

Lärmemissionen zu treffen sind. 
 

• Die Berücksichtigung der Verkehrsemissionen obliegt dem Vorhabenträger. Dies gilt auch bei durch 

Planungen Dritter bedingten „wesentlichen Änderungen an Straßen“ (z. B. neue Kreuzung, neue 

Linksabbiegespur, neue Lichtsignalanlage). An den Träger der Straßenbaulast können diesbezüglich auch 

zukünftig deshalb keine Forderungen gestellt werden. 

 

Ich bitte um weitere Beteiligung und um frühzeitige Abstimmung der Erschließungsplanung. 

Im Rahmen der weiteren Abstimmungen werden ergänzende Forderungen vorbehalten. 

Über Ihren Entscheid zu den vorstehenden Ausführungen bitte ich mich in Kenntnis zu setzen. 
 

Mit freundlichen Grüßen aus Köln, 

Im Auftrag 

 

Rolf Bussmann 

_____________________________________________________ 

 

Straßen.NRW. 

Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen 

Regionalniederlassung Rhein-Berg 
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Außenstelle Köln 

Abt. 4 / Anbau/Recht 

Deutz-Kalker-Str. 18-26 

5o679 Köln 

 

Telefon:  o221/8397-234  
Fax:  o221/8397-1o5 

E-Mail:  rolf.bussmann2@strassen.nrw.de 
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Kreissparkasse Köln 

IBAN DE82 3705 0299 0341 0001 09 

BIC COKSDE33 

Postbank Köln 

IBAN DE97 3701 0050 0000 4565 04 

BIC PBNKDEFF 

Sparkasse Gummersbach-Bergneustadt 

IBAN DE15 3845 0000 0000 1904 13 

BIC WELADED1GMB 
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OBERBERGISCHER KREIS | DER LANDRAT | 51641 Gummersbach 

 

      

      

Hansestadt Wipperfürth 

      

      

      

 

AMT FÜR PLANUNG UND STRASSEN 
  
 

Moltkestraße 34 

51643 Gummersbach 

 

Kontakt: Herr Kütemann 

Zimmer-Nr.:       

Mein Zeichen: 61.1 

Tel.: 02261 88-6172 

Fax: 02261 88-      

 

dieter.kuetmann@obk.de 

www.obk.de 

Steuer-Nr. 212/5804/0178 

USt.-ld.Nr. DE 122539628 

 

Datum: 21.11.2017 
 

 

 

1. Bebauungsplan Nr. 20.77 Siebenborn/Alte Kölner Straße, 4. vereinf. Änd. 
2. Bebauungsplan Nr. 55 Gewerbegebiet Niedergaul, Aufhebung des Bebau-
ungsplanes 
    Bebauungsplan Nr. 105 Gewerbe August-Mitteelstenn-Scheid-Straße 
    7. Änd. des Flächennutzungsplanes, Bereich Niedergaul 
 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

es bestehen gegen die von Ihnen unter 1. vorgelegte Planung keine Bedenken. 

 

Es bestehen gegen die unter 2. genannte Bauleitplanung keine Bedenken, wenn 

die vom Oberbergischen Kreis abgegebenen Stellungnahmen vom 15.03.2017 und 

03.04.2017 zu unter 2. genannter Bauleitplanung in der Abwägung adäquat  Berücksich-

tigung gefunden haben. 

 

Die Stellungnahme vom 20.07.2017 (eigentlich 20.11.2017) hat hiermit keine Gültigkeit 

mehr. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

gez. Kütemann 

 

(Kütemann) 
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